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Das römische Recht ist wohl die eigenständigste kulturelle Leistung der römischen Antike. Anders als in der Philosophie, der bildenden Kunst und der Literatur haben griechische Vorbilder hier nur eine geringe Rolle gespielt. Selbstverständlich waren die Römer nicht das erste Volk, das Recht hatte. Berühmte Beispiele für weit ältere antike Rechtsaufzeichnungen sind etwa der Codex Hammurabi oder das Stadtrecht von Cortyn. Die große Innovation der römischen Juristen war die systematische Auseinandersetzung mit Recht. Man kann die Römer daher zwar nicht als „Erfinder“ des Rechts, wohl aber als „Erfinder“ der Rechtswissenschaft bezeichnen. Die spezifische Bedeutung des römischen Rechts (vor allem des Privatrechts) liegt darin, dass es in vielen Bereichen die Grundlage des modernen Rechts ist. Sowohl grundlegende Konzepte als auch konkrete, einzelne Institute des römischen Privatrechts sind nahezu unverändert in das moderne österreichische Recht eingegangen. Bis heute ist römisches Recht daher ein Pflichtfach in der österreichischen Juristenausbildung.

1. Geschichte und Quellen im Überblick
a. Die XII-Tafel Gesetze
Die XII-Tafel Gesetze gehören zu den wenigen wohl authentischen Details, die aus der römischen Frühzeit zumindest teilweise überliefert sind. 

Diese Gesetze enthalten nicht nur die ältesten einigermaßen verlässlichen Informationen zu römischen Rechtsvorschriften, sie sind auch das erste etwas umfangreichere Dokument der lateinischen Sprache, das erhalten geblieben ist. Erhalten sind freilich nicht die Originaltafeln aus der Mitte des fünften Jahrhunderts v. Chr., die vermutlich schon im Galliersturm zur Beginn des vierten Jahrhunderts untergegangen. Der Inhalt der XII-Tafeln ist zumindest teilweise aus Zitaten bei späteren Autoren (insbesondere Cicero, Antiquaren und Juristen) überliefert. Neben ungefähr 40 wörtlichen Zitaten gibt es knapp 120 Hinweise auf den Inhalt der Gesetze, die den originalen Wortlaut aber nicht wiedergeben. Die XII-Tafel Gesetze wurden formal nie außer Kraft gesetzt, auch wenn sich das römische Recht in den folgenden Jahrhunderten weit über sie hinausentwickelte. Noch in der Mitte des zweiten Jahrhunderts n. Chr. kommentierte der Jurist Gaius das Gesetzeswerk aus der Frühzeit.
b. Das Edikt des Prätors

Nach den XII-Tafel Gesetzen wurden auch nur annähernd so umfangreiche Gesetzeswerke nicht mehr beschlossen. Die späteren leges der Republik waren typischer Weise eher Anlass- und Einzelfallgesetze und nicht so sehr umfassende Regelungen. Es gab aber auch einzelne Gesetze, die für die weitere Entwicklung des Privatrechts grundlegende Bedeutung hatten, wie etwa die lex Aquilia zu Fragen des Schadenersatzes, die im Jahr 286 v. Chr. erlassen worden sein dürfte

Die ständige Weiterentwicklung des römischen Rechts geschah in der hohen und späten Republik wie auch im frühen Prinzipat nicht durch Gesetze, sondern durch das prätorische Edikt und die Tätigkeit der römischen Juristen. 

Das Amt des Prätors wurde spätestens durch die Verfassungsregelungen des Jahres 367 v.Chr. (sextisch-licinische Gesetze) geschaffen. Der Prätor war Gehilfe und Stellvertreter der beiden Konsuln, vor allem aber der für das Gerichtswesen zuständige Magistrat. Jeder Prätor erließ am Beginn seines Amtsjahres ein Edikt, in dem er bekannt gab, welche Klagen er gewähren würde. Der Prätor konnte das bestehende Recht anpassen und weiterentwickeln, indem er neue Klagen gewährte. Dadurch entstand eine eigene, neue Rechtsschicht: das prätorische Amtsrecht (ius honorarium), welches das in den XII-Tafeln und anderen leges niedergelegte ius civile ergänzte. In der Regel übernahm ein Prätor den Grundstock des Edikts von seinen Vorgängern und ergänzte es durch einzelne neue Bestimmungen. Die Weiterentwicklung des Rechts durch das prätorische Edikt endete etwa 130 n.Chr. als Kaiser Hadrian den Juristen Julian beauftragte eine endgültige und nunmehr unabänderliche Fassung des Edikts herzustellen. In der Spätantike verwischte sich der Unterschied zwischen ius civile und ius honorarium praktisch vollkommen. 
c. Die klassischen Juristen

Neben dem prätorischen Edikt war es vor allem die wissenschaftliche Tätigkeit der Juristen, die zur Weiterentwicklung römischen Rechts beitrug.

In der Republik war für jeden Politiker eine gewisse Rechtkenntnis unabdingbar – nicht zuletzt, um die eigene Klientel durch Rechtsberatung und Gerichtsvertretung zu erhalten und zu vergrößern. Schon im zweiten Jahrhundert vor Christus gab es einzelne Senatoren, die sich darüber hinaus systematisch und publizistisch mit rechtlichen Fragen beschäftigten. Der Konsul des Jahres 198 v.Chr. etwa, Sextus Aelius, verfasste den ersten Kommentar zu den XII-Tafeln. Neben ihrer publizistischen Tätigkeit war der wichtigste Wirkungsbereich der wissenschaftlichen Juristen das Erteilen von Rechtsgutachten (responsa). 

Die responsa waren zunächst nicht verbindlich. Augustus begann aber ausgezeichneten Juristen das ius respondendi ex auctoritate principis zu verleihen, wodurch deren Gutachten zur Rechtsquelle wurden. 
Die republikanischen bezeichnet man als Vorklassiker, jene aus dem Prinzipat als Klassiker, wobei zwischen Frühklassikern in der Zeit der julisch-claudischen und flavischen Kaiserhäuser, Hochklassikern unter den Adoptivkaisern und Spätklassikern in der Severerzeit unterscheidet. Die Frühklassiker waren wie die republikanischen Juristen in der Regel Senatoren. In der Hochklassik stammten die Juristen schon mehrheitlich aus dem Ritterstand, wobei es auch in der Spätklassik blieb. Während die Frühklassiker und teilweise auch noch die Hochklassiker alte republikanische Staatsämter wie das Konsulat innegehabt hatten, waren die Spätklassiker ganz  in die neue kaiserliche Verwaltung eingebunden. Das höchste juristische Amt war in einer seltsamen Kombination von militärischen und zivilen Aufgaben das des Prätorianerpräfekten (praefectus praetorio). In der Frühklassik entstanden in Rom zwei verschiedene Rechtschulen; die der Sabinianer und Prokulianer, die zu einzelnen Rechtsfragen unterschiedliche Auffassungen vertraten. In der Spätklassik setzte sich in diesen Kontroversen meist eine Sichtweise als herrschende Lehre durch, teilweise wurden auch Mittellösungen gefunden.
Berühmte Vertreter der Frühklassik waren Namensgeber der beiden Rechtsschulen Proculus und Masurius Sabinus, der bekannteste Hochklassiker Publius Salvius Iulianus, der etwa 130 das edictum perpetuum redigierte und als einer der besten römischen Juristen überhaupt gilt. Unter den Hochklassikern ist auch noch Gaius zu nennen, dessen Lehrbuch (institutiones) in vier Büchern die einzige nahezu vollständig erhaltene Schrift eines klassischen Juristen ist. Die bedeutendsten Spätklassiker waren der praefectus praetorio Aemilius Papinianus und seine beiden Nachfolger Iulius Paulus und Domitius Ulpianus.

Neben ihren politischen Ämtern und dem Erteilen von Responsen waren publizierten die klassischen Juristen auch zahlreiche rechtswissenschaftliche Schriften. Der Frühklassiker Labeo beispielsweise hat Schriften im Umfang von mehr als 400 libri verfasst. Die Werke der römischen Juristen lassen sich grob in Kommentare, Problemliteratur, Lehrbücher und Einzelschriften unterteilen. Unter den Kommentaren sind die zum prätorischen Edikt die bedeutendsten. Der Ediktskommentar des Paulus umfasst 80, der des Ulpian sogar 83 Bücher. Unter der Bezeichnung Problemliteratur werden Sammlungen von Responsen und von quaestiones und disputationes (juristischen Problemen und Streitfragen) zusammengefasst. Unter den Lehrbüchern ist jenes des Gaius (das erst 1816 als Palimpsest wiederentdeckt wurde) das bekannteste. Einzelne Monographien gibt es etwa zu den Amtspflichten von Statthaltern oder zum Militärrecht.
d. Kaiserliche Rechtsetzung

Unter Augustus wurden das letzte Mal leges von Volksversammlungen beschlossen. Die Gesetzgebung wurde nunmehr vom Senat und vom Kaiser selbst übernommen. Senatus consulta, die in der Republik theoretisch nur unverbindliche Ratschläge waren, erhielten in der Kaiserzeit Gesetzeskraft. Die Rechtsetzungsakte des Kaisers werden als Kaiserkonstitutionen bezeichnet. Edicta waren allgemein verbindliche Anordnungen des Kaisers kraft seiner magistratischen Befugnisse. Decreta waren Urteile in Prozessen, bei denen der Kaiser selbst als Richter tätig war – entweder in erster Instanz oder in einem Appellationsverfahren. Die weitaus wichtigste Form kaiserlicher Rechtssetzung waren aber die recripta, in denen der Kaiser auf Anfrage streitige Rechtsfragen beantwortete. Bis Trajan wurden Reskripte nur auf Anfragen von Behörden erteilt, seit Hadrian gab es auch Reskripte an Privatpersonen. Mit der Ausarbeitung der Reskripte waren Juristen in zwei kaiserliche Kanzleien beschäftigt. Die Kanzlei a libellis behandelte private Petitionen, jene ab epistulis Anfragen von Behörden. Die Reskripte behandeln grundsätzlich nur Einzelfälle, wobei die Entscheidung von der Richtigkeit des vorgebrachten Sachverhalts abhängig gemacht wurde. Während die schriftstellerische Tätigkeit der römischen Juristen mit den Spätklassikern endete blieben Kaiserkonstitutionen bis in die Spätantike das wichtigste Mittel der Rechtsfortbildung.

e. Die Sammlungen Justinians und ihre Vorläufer

Die unübersehbare Fülle von Juristenschriften einerseits und Kaiserkonstitutionen andererseits wurde für die juristische Praxis zunehmend zu einem Problem. Es wurde für Richter und Beamten immer schwieriger herauszufinden, was tatsächlich geltendes Recht war. Ein erster Versuch, diese Schwierigkeiten zu bewältigen, war das Kassiergesetz Kaiser Konstantins von 321 n.Chr. Mit diesem Gesetz setzte der Kaiser die kritischen Anmerkungen Paulus’ und Ulpians (notae) zu den quaestiones und responsa Papinians außer Kraft. Damit sollte sichergestellt werden, dass die Ansichten Papinians in jedem Fall verbindlich sind. Einen umfassenderen Versuch, die Gültigkeit der Juristenschriften zu regeln, stellt das Zitiergesetz von Theodosius II. und Valentinian III. von 426 dar. Es legte fest, dass nur noch die Schriften von fünf Juristen, nämlich Papinian, Paulus, Ulpian, Modestin und Gaius rechtsverbindlich sein sollten. Bei Meinungsverschiedenheiten innerhalb dieser fünf sollte die Mehrheit der Ansichten den Ausschlag geben, bei Stimmengleichheit die Position Papinians.   

Außerdem wurden in der Spätantike umfassende Sammlungen von Rechtsvorschriften vorgenommen. Die ersten beiden dieser Sammlungen wurden in der Regeierungszeit Diokletians veröffentlicht. Der Codex Gregorianus enthielt Kaiserkonstitutionen von Hadrian bis Diokletian, der Codex Hermogenianus weitere Konstitutionen Diokletians. Beide Codices sind nicht erhalten. Bei ihnen handelte es sich zwar um private Veröffentlichungen, in der Praxis wurde die Auswahl der beiden Sammlungen aber sofort verbindlich. Die nächste Konstitutionensammlung ließ Theodosius II. 438 n.Chr. vornehmen. Sein Codex Theodosianus ist eine offizielle Sammlung, die in 16 Titeln über 3000 Konstitutionen enthält. Die weitaus bedeutendsten Sammlungen des römischen Rechts sind aber jene, die der oströmische Kaiser Justinian in der ersten Hälfte des 6. Jahrhunderts n.Chr. vornehmen ließ. Der Codex Iustinianus wurde 529 in einer ersten nicht erhaltenen Fassung publiziert und dann 534 in der endgültigen, zweiten Version. Diese Fassung enthält mehr als 4600 Konstitutionen von Hadrian bis Justinian in zwölf Büchern. Außerdem ließ Justinian 533 ein verbindliches Lehrbuch (Institutionen) in vier Büchern veröffentlichen, das sich inhaltlich sehr eng an die Gaius-Institutionen anlehnt. Die bedeutendste Sammlung sind aber die ebenfalls 533 publizierten Digesten. Sie sind eine Kompilation von Fragmenten klassischer Juristenschriften in 50 Büchern. Diese Bücher sind in 430 Titel gegliedert und enthalten insgesamt 9142 Fragmente. Die weitaus meisten Fragmente entstammen Schriften der beiden Spätklassiker Ulpian und Paulus, die jeweils etwa ein Viertel der Digesten bilden. Seit dem 16. Jahrhundert wird die Gesamtheit der justinianischen Sammlungen als Corpus Iuris Civilis bezeichnet. Zu drei lateinischen Sammlungen kommen noch die überwiegend griechischen Novellen. Bei ihnen handelt es sich um jene Vorschriften, die Justinian nach der Fertigstellung des zweiten Codex erließ. Sie wurden später privat gesammelt.

Justinians lateinische Sammlungen konnten in der griechisch-sprachigen Praxis des byzantinischen Reiches keine besondere Bedeutung mehr erlangen. Ihre kaum zu überschätzende Bedeutung liegt vielmehr darin, dass die Schriften der klassischen Juristen mit wenigen Ausnahmen (wie etwa den Gaius.Institutionen) nur in der von Justinian zusammengestellten Form überliefert sind.

f. Die Rezeption

Im 11. Jahrhundert wurden die Digesten in Oberitalien wieder entdeckt. An der neu entstandenen Universität von Bologna (neben Paris und Salerno der ersten überhaupt) begann man sich wissenschaftlich und systematisch mit der großen Sammlung zu beschäftigen. Die ersten Generationen von Juristen, die sich in das wieder entdeckte römische Recht einarbeiteten, bezeichnet man als Glossatoren, weil sie den justinianischen Text mit erklärenden Randbemerkungen versahen. Die Glossatoren versuchten den vorhandenen Stoff zu systematisieren, Widersprüche zu beseitigen und allgemeine Rechtsgedanken aus den antiken Texten zu gewinnen. Den Abschluss der Schule der Glossatoren bildet die glossa ordinaria des Accursius aus der Mitte des 13. Jahrhunderts, deren 96.940 Glossen für Jahrhunderte den Standardkommentar des Corpus iuris bildeten.

Die Nachfolger der Glossatoren werden Postglossatoren, Kommentatoren oder Konsiliatoren genannt. Sie unterscheiden sich von ihren Vorgängern insofern, als sie auch das neu entstandene kanonische Recht stärker berücksichtigen und mit der juristischen Praxis mehr verbunden sind als die eher akademisch ausgerichteten Glossatoren. 

Italien wurde zum Zentrum der wissenschaftlichen Juristenausbildung. Studenten aus ganz Europa lernten hier nicht nur das römische Recht, sondern auch einen wissenschaftlich-systematischen Umgang mit Recht überhaupt kennen. Durch sie verbreitete sich das römische Recht und wurde zu einem europäischen ius commune. Auch auf die Kodifikationen des 19. Jahrhunderts (französischer code civil 1805, österreichisches ABGB 1812, deutsches BGB 1900) übte das römische Recht großen Einfluss aus. Vor allem im Vertragsreecht, aber auch im Sachenrecht (mehr noch für bewegliche Sachen als für Grundstücke) wrkt das römische Privatrecht bis heute sehr stark  nach. Im Personen-, Familien- und Erbrecht ist sein Einfluss wesentlich geringer. 

2. Ausgewählte Bereiche des Privatrechts

a.  Status

Das römische Recht beurteilte die rechtliche Position eines Menschen anhand von drei status.

.) Der status libertatis besagte, ob jemand frei (liber) war oder Sklave (servus). Unter den Freien hatten die Freigelassenen (libertini) gegenüber den Freigeborenen (ingenui) eine benachteiligte Position.

.) Der status civitatis unterschied innerhalb der Freien zwischen römischen Bürgern (cives) und Nichtbürgern (peregrini), wobei es vor allem in der Republik zahlreiche Abstufungen dazwischen gab (cives Romani sine suffragio, cives Latini)

.) Der status familiae schließlich bezog sich darauf, ob römische Bürger gewaltfrei (sui iuris) oder gewaltunterworfen waren. Gewaltunterworfen waren Kinder die unter der väterlichen Gewalt (patria potestas) ihres Vaters standen, oder Ehefrauen, die der Gewalt (manus) ihres Mannes unterstanden.

b. Besitz

Besitz (possessio) und Eigentum (dominium) sind juristisch streng voneinander zu trennen. Während Eigentum ein Recht ist, handelt es sich beim Besitz um eine bloße Tatsache, die allerdings gewisse rechtliche Folgen nach sich ziehen kann. Besitz ist gewollte faktische Sachherrschaft. Er setzt sich also aus zwei Elementen zusammen: 
.) corpus, der tatsächlichen Sachherrschaft, dem körperlichen Naheverhältnis zur besessenen Sache und 
.) animus, dem Willen die Sache für sich zu haben (animus rem sibi habendi). 
Um Besitz zu erwerben, müssen beide Voraussetzungen gegeben sein. Die römischen Juristen haben ein breites Spektrum von Fallentscheidungen hinterlassen, in denen sie sich mit der Frage beschäftigen, ob jemand Besitz erlangt hat oder nicht. So kann etwa das körperliche Naheverhältnis nicht nur corpore et tactu, sondern auch oculis et affectu hergestellt werden.

Die Abgrenzung des Besitzes vom Eigentum wird am Beispiel eines Diebes am deutlichsten. Ein Dieb, der eine Sache stiehlt, erwirbt dadurch Besitz, da er die Sache tatsächlich hat (corpus) und auch für sich haben möchte (animus). Eigentum kann er durch den Diebstahl freilich nicht erwerben. Er ist nicht berechtigt, die Sache zu haben.  
c. Eigentum

Eigentum (dominium) an einer Sache bedeutet, dass diese Sache dem Eigentümer gehört und er prinzipiell mir ihr tun kann, was er möchte. 

Das römische Recht teilte die Sachen in res mancipi (italische Grundstücke, Sklaven sowie bestimmte Zug- und Lasttiere) und res nec mancipi (alle anderen Sachen). Der Eigentumserwerb an res mancipi und res nec mancipi war verschieden geregelt. Die Voraussetzungen für den derivativen
 Eigentumserwerb an res nec mancipi sind dieselben, die das österreichische ABGB noch immer für den Eigentumserwerb vorsieht.

.) iusta causa, also ein Rechtsgeschäft, das dem Eigentumserwerb zugrunde liegt, wie ein Kaufvertrag oder eine Schenkung,

.) traditio, die tatsächliche Übergabe der Sache in den Besitz des Erwerbers, und

.) die Berechtigung des Vormannes. Der Verkäufer oder Schenker etc. muss selbst Eigentümer der Sache sein, oder zumindest vom Eigentümer befugt sein, sie zu verkaufen etc.

In diesem Zusammenhang ist es unbedingt nötig zwischen Verpflichtungs- und Verfügungsgeschäft zu unterscheiden. Das Verpflichtungsgeschäft ist beispielsweise ein Kauf, durch den der Verkäufer sich verpflichtet, die Ware zu übergeben, und der Käufer sich verpflichtet, den Kaufpreis zu zahlen. Erst im Verfügungsgeschäft werden dann die Verpflichtungen aus dem Verpflichtungsgeschäft erfüllt, also die Ware übergeben und der Kaufpreis gezahlt. Beim sogenannten Handkauf, bei dem sofort gezahlt und übergeben wird fallen freilich Verpflichtungs- und Verfügungsgeschäft zusammen.
Für den Eigentumserwerb an res mancipi war eine spezielle Form der Übergabe nötig, die mancipatio. Die mancipatio war ein komplizierter Formalakt, der die Anwesenheit von fünf Zeugen und einem Waghalter
 erforderte. Die mancipatio war ein abstraktes Verfügungsgeschäft, das heißt, dass Eigentum auch dann übertragen wurde, wenn es gar keine iusta causa gab. Da die mancipatio ein Rechtsgeschäft war, das ausschließlich römischen Bürgern vorbehalten war, konnten Nichtbürger kein (ziviles) Eigentum an res mancipi erlangen. Die im Gegensatz zur mancipatio formlose Übergabe durch traditio stand hingegen auch Nichtbürgern offen. Durch traditio konnte man zwar kein (ziviles) Eigentum an einer res mancipi erwerben, aber hier schuf der Prätor Abhilfe, in dem er eine neue Kategorie, das bontarische oder prätorische Eigentum einführte. Dieses Eigentum konnte man auch an res mancipi durch bloße traditio erwerben. Wenn eine res mancipi nur tradiert, aber nicht manzipiert wurde, blieb der Veräußerer zwar ziviler Eigentümer, der Erwerber erhielt aber bonitarisches Eigentum und dieses ging vor. Die vom Prätor neu geschaffene Klage des bonitarischen Eigentümers (die actio publiciana) setzte sich gegenüber der Klage des zivilen Eigentümers (der rei vindicatio) durch. Das zivile Eigentum hatte in diesem Fall keine praktische Bedeutung mehr. Hier handelt es sich um ein typisches Beispiel der Rechtsfortbildung durch das prätorische Edikt.

d. Verarbeitung

Wenn jemand seine eigene Sache weiterverarbeitete, hat das auf das Eigentum an diesen Sachen keine Auswirkung. Hingegen war zwischen den beiden Rechtsschulen der Sabinianer und Prokulianer umstritten, welche Rechtsfolgen die Verarbeitung (specificatio) einer fremden Sache hat. Die Sabinianer betonten die Wichtigkeit der Substanz und sprachen das Eigentum daher dem Eigentümer der ursprünglichen Sache auch das Eigentum am Produkt zu. Für die Prokulianer hingegen war die Produktion der entscheidende Aspekt, daher erlangte ihrer Meinung nach der Produzent Eigentum an der neuen Sache. In der Mitte des zweiten Jahrhunderts entstand eine Mittellösung (media sententia), die darauf abstellte, ob die Verarbeitung rückgängig gemacht werden kann oder nicht. Wenn eine Rückführung in den ursprünglichen Zustand möglich (vor allem Metall, das wieder eingeschmolzen werden kann) sollte der ursprüngliche Eigentümer sein Eigentum behalten, sonst aber der Verarbeitende Eigentümer werden.

e. Kauf

Die römischen Juristen unterschieden mehrere Arten, auf die ein Vertrag abgeschlossen werden konnte. Die wichtigste war der Vertragsabschluss durch Konsens, durch Einigung der beteiligten Parteien. Das römische Recht kannte vier Konsensualvertragstypen: emptio/venditio (Kauf), locatio/conductio (Miete und Pacht, aber auch Werk- und Dienstvertrag),  mandatum (Auftragsvertrag) und societas (Gesellschaftsvertrag). 

Diese Verträge zeichnen sich dadurch aus, dass ein Vertrag schon durch Einigung über die essentialia negotii zustande kam. Im Falle des Kaufes sind diese Punkte, über die sich die Parteien unbedingt einigen mussten Ware und Preis.

Der Preis musste ernst gemeint (pretium verum) und bestimmt sein (pretium certum), wobei schon die grundsätzliche Bestimmbarkeit reichte. In der Klassik war die Höhe des Preises vollkommen den Parteien überlassen. Erst in der Spätantike kam das Erfordernis eines gerechten Preises (pretium iustum) hinzu. 

f. Gewährleistung
Das Edikt der kurulischen Ädilen (zu deren Aufgaben auch die Marktaufsicht gehörte) sah besondere Gewährleistungspflichten beim Verkauf von Sklaven sowie von Zug- und Lasttieren am Markt vor. Wer einen Sklaven am Markt verkaufte, musste angeben, ob dieser Sklave an einer Krankheit (morbus) leidet oder sonstige Fehler hat. Ein ganzer Titel der Digesten (D 21,1) beschäftigt sich nur mit der Abgrenzung, was als Krankheit anzusehen ist und was nicht. Wenn der Verkaufer die Krankheit eines Sklaven ordnungsgemäß angab, konnte der Verkäufer noch vor Vertragsabschluss einen dementsprechenden Preis aushandeln. Wenn der Verkäufer eine Krankheit verschwieg, standen dem Käufer zwei spezifische Rechtsbehelfe zur Verfügung. Mit der actio quanti minoris konnte er binnen zwölf Monaten eine dem Mangel entsprechende Preisminderung verlangen, durch die actio redhibitoria (die binnen sechs Monaten erhoben werden konnte) wurde der Vertrag rückwirkend aufgehoben. Der Käufer musste den Sklaven zurückgeben und erhielt dafür seinen Kaufpreis zurück.   
g. Schadenersatz

Vermutlich 286 v.Chr. wurde die lex Aquilia beschlossen. Dieses Gesetz regelte den Schadenersatz für das Töten von Sklaven und vierfüßigen Herdentieren (1. Kapitel), sowie für andere Sachbeschädigungen (3. Kapitel). Voraussetzungen für Schadenersatz nach der lex Aquilia waren die Rechtswidrigkeit und die Schuldhaftigkeit des schädigenden Verhaltens. 

.) Rechtswidrigkeit bedeutet, dass ein Verhalten objektiv gegen die Rechtsordnung verstößt. Eine grundsätzlich rechtswidrige Handlung ist dann nicht rechtswidrig, wenn Rechtfertigungsgründe wie Notwehr oder Notstand vorliegen.

.) Verschulden bedeutet, dass dem Schädiger seine Handlung subjektiv vorgeworfen werden kann. Das ist dann der Fall, wenn er entweder mit Vorsatz (dolus) oder Fahrlässigkeit (culpa) gehandelt hat.

Ein großer Fortschritt der lex Aquilia gegenüber älteren Bestimmungen zum Schadenersatz, etwa in den XII-Tafeln, besteht darin, dass keine fixen Summen vorgesehen waren, sondern die Höhe des Ersatzes nach dem tatsächlich entstandenen Schaden errechnet wurden.  
3. Staatsrecht im Überblick

a. Republik

Über die Verfassung der römischen Frühzeit ist nur wenig mit Sicherheit bekannt. Wie die republikanische Ordnung in den ersten Jahrhunderten nach der Vertreibung der Könige (angeblich 509 v.Chr) aussah, muss unklar bleiben. In groben Zügen erhielt die Verfassung ihre endgültige Ordnung mit den sextisch-licinischen Gesetzen von 367 v.Chr,. Spätestens seit diesem Zeitpunkt standen zwei Konsuln an der Spitze des Staates.

Polybios sah in der römischen Staatsordnung nahezu die ideale Verwirklichung einer Mischverfassung. Die Magistrate (besonders die Konsuln) verkörperten das monarchische Element, der Senat das aristokratische und die Volksversammlungen das demokratische.
Im Lauf der Republik entwickelten sich mehrere Grundsätze für die Magistraturen. Die beiden wichtigsten waren die der Kollegialität und der Annuität. Jeder ordentliche Magistrat sollte zumindest einen Kollegen haben und nur ein Jahr im Amt bleiben. Außerdem waren Ämterkumulation und –iteration verboten. Es durften nicht zwei Ämter gleichzeitig ausgeübt werden und ein Amt sollte nicht zwei Mal unmittelbar nacheinander belegt werden. Der cursus honorum, der endgültig unter Sulla geregelt wurde, legte eine bestimmte Reihenfolge und jeweilige Mindestalter für die einzelnen Ämter fest: Quästur (Finanzverwaltung), Ädilität (Marktaufsicht und Veranstaltung von Spielen), Prätur (Rechtspflege) Konsuln (eigentliche Oberbeamten). Die aus dem Ständekampf hervorgegangenen Volkstribune hatten eine gewisse Sonderstellung, da sie ein ius intercedendi gegen jede Amtshandlung eines anderen Magistrates hatten und diese damit verhindern konnten. Zensoren wurden nur alle fünf Jahre gewählt, um die Bürger- und Senatsliste zu erneuern. In (militärischen) Notzeiten schließlich konnte einer der Konsuln einen Diktator ernennen. Dieser wurde für maximal sechs Monate bestellt, hatte Sonderbefugnisse und keinen Kollegen.

Der Senat hatte in der hohen Republik 300 Mitglieder, später 600 unter Caesar sogar kurzfristig 900. Unter Sulla wurde die schon vorher bestehende Praxis endgültig fixiert, dass man mit der Wahl zum Qüästor auch Mitglied des Senates wurde.. Der Senat hatte Kompetenzen in der Außenpolitk, der Finanzpolitik und der Provinzverwaltung. Außerdem konnte sich der Senat in Senatsbeschlüssen (senatus consulta) an die Beamten wenden. Diese Beschlüsse waren streng genommen zwar nur Empfehlungen, tatsächlich hielten sich die Beamten aber fast immer daran. Überhaupt war der Senat in der Praxis das Zentrum der römischen Republik.

Die Volksversammlungen wählten die Magistrate, beschlossen Gesetze und fungierten als Volksgericht. Je nach ihrer Gliederung gab es drei verschiedene Volksversammlungen. Die Kuriatkomitien (comitia curiata) waren nach Geschlechtern gegliedert. Diese älteste Form der Volksversammlung hatte in der hohen und späten Republik keine praktische Bedeutung mehr. Die Zenturiatkomitien (comitia centuriata) waren grundsätzlich eine Heeresversammlung der römischen Bürger und wie die Armee in Zenturien gegliedert. Die Tributkomitien (comitia tributa) schließlich waren nach regionalen Bezirken, den tribus gegliedert. Daneben gab es noch informelle Volksversammlungen (contiones), die nicht für Abstimmungen, sondern zu Information und Diskussion einberufen wurden. Mit der lex Hortensia von 287 v.Chr. wurden außerdem die Beschlüsse von rein plebeischen Versammlungen (concilia plebis) denen der Volksversammlungen gleichgestellt. Die Volksversammlungen konnten nicht von sich aktiv werden. Sie mussten von einem Magistrat einberufen werden. Die Volksversammlungen konnten Anträge der Magistrate nur annehmen oder ablehnen (abgestimmt wurde mit uti rogas bzw. antiquo), nicht aber abändern oder diskutieren. Die Versammlungen stimmten stets getrennt nach Stimmkörpern (Zenturien oder Tribus) ab, wobei innerhalb des Stimmkörpers die Mehrheit den Ausschlag gab und dann jeder Stimmkörper eine Stimme hatte. Sobald eine Mehrheit von Zenturien oder Tribus erreicht war, wurde die Abstimmung beendet.
Bis zum Ende der Republik blieb die römische Verfassung im Wesentlichen die eines Stadtstaates – selbst als die Römer schon Herrscher über ein Weltreich waren. Als Rom in Sizilien seine erste Provinz errichtete, wurde eine neue Magistratur zur Verwaltung dieser Provinz geschaffen. Bei der Errichtung neuer Provinzen in den folgenden Jahrzehnten wurden ad hoc Lösungen in der Besetzung der Statthalterposten gefunden. Erst unter Sulla kam es zu einer stärkeren Systematisierung der Provinzverwaltung. Er sah vor, dass die Magistrate mit imperium (Konsuln und Prätoren) nach ihrem Amtsjahr in Rom als Promagistrate für ein Jahr als Statthalter in eine Provinz gingen. Bis an das Ende der Republik nutzten Beamte die Zeit als Statthalter nutzten, um sich nach den ungeheuren Ausgaben, die ein Amtsjahr in Rom bedeutete, finanziell zu sanieren. Es ist kein Zufall, dass der erste ständige Geschworenengerichtshof, der in der Mitte des zweiten Jahrhunderts v.Chr. errichtet wurde, der Repetundengerichtshof war, der sich mit der Auspressung von Provinzen durch römische Statthalter beschäftigte.
b. Prinzipat

Als Augustus nach der Schlacht von Actium seine Alleinherrschaft absicherte, vermeid er es in bewusster Abgrenzung zu Caesar, sich Diktator oder gar König zu nennen. Er stellte vermeintlich die Republik wieder her, ließ sich dabei eine Reihe von Sonderkompetenzen übertragen, die seine Herrschaft absicherten. Die Basis seiner Herrschaft in Rom war die ihm verliehene tribunicia potestas, für die Provinzen wurde ihm ein imperium proconsulare verliehen. In beiden Fällen ist die Trennung von Amt und Amtsgewalt bedeutsam. Augustus war weder Volkstribun noch Prokonsul, aber er hatte die entsprechenden Amtsgewalten. Durch seine tribunicia potestas konnte er selbst gegen jede Amtshandlung eines Magistrates interzedieren. Da er selbst aber kein Volkstribun war, konnte gegen seine Maßnahmen nicht interzediert werden. Augustus selbst meinte in seinen res gestae, dass er zwar alle seine Zeitgenossen an auctoritas, nicht aber an potestas überragt hätte. Das insofern nicht zutreffend, als er Kompetenzen in einer einmaligen Weise kumulierte und diese Kompetenzen für eine für eine ganz unrepublikanische Dauer behielt. Augustus stellte zwar die republikanischen Einrichtungen wieder her, aber daneben stellte er neue kaiserliche Institutionen und Kompetenzen. Im ganzen Prinzipat wurden die besonderen Vollmachten, die die Position des Kaisers ausmachten, theoretisch vom Senat verliehen. Praktisch wurde die Kaiserwürde vererbt, wenn ein Kaiser leibliche Nachkommen hatte. Die Adoptivkaiser bestimmten ihre Nachfolger durch Adoption. War die Nachfolge nicht eindeutig, spielten oft die Prätorianergarde oder die Armee die entscheidende Rolle bei der Bestimmung des nächsten Kaisers. 

Die alten republikanischen Magistrate verloren in der Kaiserzeit zunehmend an Bedeutung. Neue kaiserliche Beamte, die typischer Weise aus dem Ritterstand kamen, wurden dafür immer wichtiger. Diese ritterlichen Positionen wurden meist als praefecti oder procuratores bezeichnet. Eines der bedeutendsten ritterlichen Ämter wurde im zweiten Jahrhundert das des praefectus praetorio, der der wichtigste juristische Beamte des Reiches wurde.    
Auch die Aufgaben des Senates wandelten sich im Prinzipat. Unter Tiberius übernahm er die Wahl der Beamten von der Volksversammlung. Außerdem erhielten Senatsbeschlüsse in der Kaiserzeit Gesetzeskraft, nachdem keine Volksgesetze mehr verabschiedet wurden. Schließlich übernahm der Senat teilweise die Gerichtsbarkeit über Senatoren. Trotzdem verlor der Senat im Lauf des Prinzipats im Verhältnis zur zunehmenden Macht des Kaisers immer mehr an Bedeutung. 

Die republikanischen Volksversammlungen wurden nach Augustus nicht mehr einberufen.

Ein zentrales Element der staatlichen Neuordnung des Augustus war die Aufteilung der Provinzverwaltung zwischen Kaiser und Senat. Die bereits befriedeten Provinzen im Inneren des Reiches verwaltete weiterhin der Senat, während der Kaiser selbst die Grenzprovinzen übernahm. Da der größte Teil der Legionen in diesen Provinzen stationiert war, sicherte sich Augustus auf diese Weise auch die Kontrolle über die Armee. Die Statthalter der Senatsprovinzen hießen weiter Prokonsul, die der kaiserlichen Provinzen legati Augusti. Auch die Statthalter der kaiserlichen Provinzen waren in der Regel Senatoren. Eine Ausnahme waren die procuratores in kleineren Provinzen und der praefectus aegypti, die Ritter waren. Die Statthalter waren in ihrer Provinz die Kommandanten des dort stationierten Militärs, Verwaltungschefs und oberster Richter. Im Lauf des Prinzipats griff der Kaiser immer stärker auch in die Verwaltung der Senatsprovinzen ein, sodass sich die Trennung in kaiserliche und Senatsprovinzen zunehmend verwischte.
c. Dominat 
Zu Beginn der Spätantike nahm Diokletian eine umfassende Neuorganisation des Reiches vor. An der Spitze des Reiches sollten nun zwei Kaiser (augusti) stehen, die sich je einen untergeordneten Mitkaiser (caesar) aussuchten. Die caesares waren als Nachfolger der augusti vorgesehen. In der Praxis funktionierte dieses System der Tetrarchie allerdings nicht. Schon nach dem Tod Diokletians kam zu schweren Konflikten um die Nachfolge. Die Teilung des Reiches in eine Ost- und eine Westhälfte wurde hingegen unter Theodosius I. endgültig bestätigt.
Auch die Verwaltung wurde unter Diokletian reformiert. Er erhöhte die Zahl der Provinzen (unter einem proconsul, consularis, corrector oder praeses) auf knapp 100, fasste diese in zwölf Diözesen (unter einem vicarius) und die Diözesen wiederum in vier Präfekturen (unter einem praefectus) zusammen. In der Zentralverwaltung wurde der quaestor sacri palatii als Leiter des Staatsrates zur wichtigen Position. Der Senat hingegen hatte in der Spätantike nur mehr eine rein stadtrömische Bedeutung. Die Fiktion einer Machtteilung zwischen Kaiser und Senat wurde im Donminat also nicht einmal äußerlich aufrechterhalten. 
4. Strafrecht im Überblick
a. Republik

Viele Bereiche, die heute im staatlichen Strafrecht geregelt sind, waren im römischen Recht eher im Privatrecht angesiedelt. Das gilt insbesondere für das furtum (Diebstahl und verwandte Delikte). Strafverfahren gab es vor allem in der Republik nur für besonders schwere Delikte wie Mord, oder solche Delikte, die die Öffentlichkeit in besonderem Maß betrafen wie die Auspressung von Provinzen oder Wahlbetrug. 

Bis in das zweite Jahrhundert v.Chr. war ausschließlich die Volksversammlung für Strafverfahren zuständig (iudicia populi). Die Voruntersuchungen wurden von Magistraten geleitet, die auch die Urteilsanträge stellten. Bei kapitalen Verfahren waren das seit der hohen Republik die Volkstribunen, wenn es um Geldstrafen (multa) ging auch die Aedilen. Der Magistrat lud den Angeklagten vor eine Volksversammlung, die drei Mal in Intervallen von zumindest einem Tag zusammentrat. In diesen drei Versammlungen legte zunächst der Magistrat seine Gründe für die Anklage dar, dann verteidigte sich der Beschuldigte und schließlich wurden Zeugen gehört. Dann formulierte der Magistrat endgültig seine Anklage und nach zumindest drei weiteren Tagen trat die Volksversammlung ein viertes Mal zusammen, um (mit libero oder condemno) über die Anklage abzustimmen. Die Todesstrafe wurde seit der hohen Republik kaum mehr vollstreckt, vielmehr wurde dem Verurteilten die Möglichkeit gegeben zu flüchten, danach allerdings die aqua et igni interdictio über ihn verhängt, was den Verlust des Bürgerrechts, die Konfiskation des Vermögens und das Verbot der Wiedereinreise nach Rom bei Todesstrafe bedeutete.
Im Lauf des zweiten Jahrhunderts v.Chr. wurden die Strafverfahren vor der Volksversammlung zunehmend unpraktikabel. Die Zahl der Prozesse und ihre Komplexität steigerten sich und konnten in Form der iudicia populi kaum mehr bewältigt werden.  Der Senat schuf daher Sondergerichte (quaestiones extraordinariae), in denen nicht das Volk urteilte, sondern ein Geschworenenkollegium – erstmals 186 v.Chr im Zusammenhang mit den Bacchanalien. Zunächst wurden solche Sondergerichte nur für bestimmte Einzelfälle eingerichtet. Der erste ständige Gerichtshof dieser Art wurde 149 zur Bestrafung römischer Statthalter, die ihre Provinz ausgepresst hatten, geschaffen (quaestio perpetua repetundarum). In den folgenden Jahrzehnten wurden weitere ständige Gerichtshöfe eingerichtet. Eine endgültige Systematisierung dieser Gerichtshöfe erfolgte im Zuge der sullanischen Reformen, wodurch die quaestiones perpetuae die iudicia populi praktisch ablösten. Die Besetzung der Geschworenen mit Senatoren bzw. Rittern blieb für den Rest der Republik ausgesprochenes politisches Streitthema. Die Strafen, die von den quaestiones perpetuae verhängt werden konnten, waren die Todesstrafe (die de facto meistens Flucht und Verbannung bedeutete) und Geldstrafen. Die Strafe war für die einzelnen Delikte fix bestimmt, deshalb entschieden die Geschworenen nur über Schuld oder Unschuld, nicht aber über die Höhe der Strafe, die ohnehin schon gesetzlich festgelegt war. 
b. Kaiserzeit

Augustus regelte das System der quaestiones perpetuae 17 v.Chr mit der lex Julia iudiciorum publicorum nochmals in umfassender Weise. Trotzdem wurden die ständigen Geschworenengerichte in der Kaiserzeit durch andere Gerichte abgelöst: den Senat und die Rechtsprechung unmittelbar durch den Kaiser. 
Bereits in der späten Republik war der Senat einmal als Gericht tätig geworden – bei der Verurteilung der Catilinarier in Ciceros Konsulat. Der Senat urteilte im Prinzipat im Wesentlichen nur über Senatoren bei Repetunden- und Majestätsverbrechen. Besonders berüchtigt sind die Majestätsprozesse unter Tiberius. Die Prozesse vor dem Senat endeten oft mit Todesurteilen. Die letzten fanden in severischer Zeit statt.    

Die Rechtsprechung durch den Kaiser selbst (cognitio extra ordinem) befasste sich in erster Instanz mit Majestätsverbrechen, Verbrechen, die die Person des Kaisers selbst betrafen und solchen, die von öffentlichen Funktionären begangen wurden. Außerdem konnte der Kaiser seine eigene Kompetenz in der Rechtsprechung delegieren. Er delegierte sie für Italien an die praefecti urbi, praetorio, annonae und vigilum und für die Provinzen an die Statthalter. In diesen Fällen war oft eine Berufung (appellatio) an den Kaiser möglich, der dann in zweiter Instanz entschied.
Zu Beginn des Prinzipats konnten Provinzstatthalter zumindest in Friedenszeiten keine Kapitalstrafen über römische Bürger verhängen. (Das berühmteste Beispiel dafür ist der Prozess gegen den Apostel Paulus). Mit der Ausdehnung des römischen Bürgerrechts wurde das immer weniger praktikabel und die Kaiser verliehen den Statthaltern zunehmend das ius gladii, das Recht auch römische Bürger hinzurichten. Zu Beginn des dritten Jahrhunderts n.Chr hatten alle Statthalter dieses Recht. Anders als im Verfahren vor den quaestiones perpetuae, in dem das Strafmaß für den Fall einer Verurteilung schon im Vorhinein festgelegt war, konnte der Richter in der cognitio extra ordinem die Strafe je nach den Umständen des Falles variieren. Ende des zweiten Jahrhunderts begann hinsichtlich des Strafmaßes eine Differenzierung innerhalb der römischen Bürger zwischen honestiores (Senatoren, Ritter, Dekurionen in der Lokalverwaltung und Veteranen) und humiliores. Zuvor war die wichtige Unterscheidung die zwischen Bürgern und Nichtbürgern gewesen. Die Strafen für honestiores waren in erster Linie die Verbannung sowie allenfalls die Hinrichtung durch Enthauptung. Für die humiliores gab es verschieden grausame Formen der Todesstrafe, je nach der Schwere des Delikts (Kreuzigung, Verbrennung, Aussetzung vor wilden Tieren in der Arena), Bergwerksarbeit, Zwangsarbeit und körperliche Züchtigung. Schließlich wurden auch Geldstrafen verhängt, während die römische Antike den Freiheitsentzug als eigenständige Strafe nicht kannte.
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� Man unterscheidet zwischen derivativem Eigentumserwerb, der vom der Berechtigung des Vormannes abhängig ist, und originärem Eigentumserwerb, bei dem das nicht der Fall ist.  


� Der Waghalter (libripens) stammte aus der Zeit, in der das römische Geld noch nicht aus Münzen, sondern aus gewogenem Edelmetall bestand.





